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Antje Walther

D er Waffenstill-
stand im Nahen
Osten ist noch
frisch, als Zeina

Barakat aus dem Stadtteil
Belt Hanina in Ost-Jerusa-
lem einen besorgniserregen-
den Augenzeugenbericht
der Tage davor abgibt. „Ich
bin Zeugin eines Krieges“,
sagt die promovierte Sozial-
wissenschaftlerin. „Israel
bombardiert Gaza und Gaza
bombardiert Israel.“ Die
wissenschaftliche Mitarbei-
terin der Europa-Universität
Flensburg (EUF) und Gast-
wissenschaftlerin an der
University of Cambridge
lebt in Deutschland und ist
zur Zeit in Ost-Jerusalem.

Die Ereignisse greifen sie
emotional an. Ein israeli-
scher Siedler habe ihren
Cousin in den Bauch ge-
schossen – „for no reason“ -
und schwer verletzt, berich-
tet sie mit wegbrechender
Stimme und sagt: „Weil die
Siedler uns hier als Palästi-
nenser nicht dulden.“ Sied-
ler seien es auch gewesen,
die Wasser chemisch verun-
reinigt hätten, wovon sie

Zeina Barakat (Ost-Jerusalem) und Theologe Ralf Wüstenberg von der Uni Flensburg
sowie Islamwissenschaftler Udo Steinbach haben die Graduiertenschule initiiert

zweimal krank wurde. Ihre
Beobachtung: Die israeli-
sche Polizei schütze sie und
die arabische Nachbarschaft
im Ost-Jerusalemer Stadtteil
nicht vor den Übergriffen
der israelischen Siedler. Bar-
akat, die drei Brüder hat und
deren Großvater schon in
Ost-Jerusalem lebte, hat
auch Angst um ihren Vater,
der einen Laden betreibt.
„Wir leben in Terror, in
Angst, ungeschützt. Das ist
eine Ungerechtigkeit.“

Ausgerechnet sie als Frie-
densaktivistin, die sich seit
Jahren um die israelisch-pa-
lästinensische Aussöhnung
bemüht und in einem frühe-
ren Projekt 100 palästinensi-
sche Studenten durch
Auschwitz und Buchenwald
führte, um die jungen Leute
für die Gräuel der Shoah zu
sensibilisieren, treffen die
Erlebnisse ins Mark. Als ein-
zigen Ausweg sieht die Pa-
lästinenserin Verhandlun-
gen und ein Ende des Krie-
ges. „Wir sind es wert zu le-
ben und nicht wie Bürger
zweiter Klasse behandelt zu
werden“, betont Zeina Bar-
akat.

Die Wissenschaftlerin ist
Teil eines Flensburger Pro-
jekts, das unter dem Namen
„European Wasatia Gradua-
te School for Peace and Con-
flict Resolution“ als interdis-
ziplinäres Promotionskolleg
israelische, palästinensische

und deutsche Studierende
zu Multiplikatoren machen,
den Spalt schließen und Ver-
söhnung herbeiführen soll,
wie sie sagt. Wasatia ist ara-
bisch und heißt Ausgleich.
Die neuen Friedensbot-
schafter sollen eine Brücke
schlagen zwischen der histo-
rischen Analyse, theoreti-
schen Konfliktlösungsstra-
tegien und ihrer realpoliti-
schen Umsetzung.

Prof. Ralf Wüstenberg,
der an der Flensburger Uni
die Abteilung Dialog der Re-
ligionen, systematische und
historische Theologie leitet,
ist ein weiterer Initiator des
Vorhabens. Er sagt: „Die
Nachrichten aus Nahost ha-
ben unserem Trilateralen
Graduiertenprojekt eine
dringende Aktualität verlie-
hen.“

Der Islamwissenschaftler
Prof. Udo Steinbach ist der
Dritte im Bunde der leiten-
den Köpfe und spricht für
die Maecenata-Stiftung aus
Berlin und München. Sie
werde das Programm in den
breiten Kontext der Zivilge-
sellschaft einordnen, fasst er
zusammen, beginnend von
der Auswahl der Stipendia-
ten bis hin zu Beiträgen zu
Lehrveranstaltungen oder
praktischen Dingen bei Ber-
lin-Besuchen etwa.

Nach dem Start des für
zunächst drei Jahre geplan-
ten und aus Bundesmitteln
finanzierten Pilotprojekts
im November 2020 stehen
seit vielen Wochen die Erst-
gespräche mit Bewerbern
an. Fast ein Dutzend seien es
bislang, sechs bis acht davon
sollen im Herbst zunächst in
Flensburg beginnen. Für
Ralf Wüstenberg ist das „ein
echtes Zeichen von Hoff-
nung, dass mitten im Kon-
flikt auch ganz andere Stim-
men hörbar sind.“ Er berich-
tet von einer Israeli, die an-
kündigte, dass das Gespräch
womöglich unterbrochen
werden würde, wenn sie in
den Bunker müsse. Sie will

sich mit der Erinnerungskul-
tur von Nakba auseinander-
setzen, also der Vertreibung
von hunderttausenden Pa-
lästinensern. Unter den pa-
lästinensischen Kandidaten
seien welche, die sich dem
Problem des Erinnerns der
Shoah in ihrem Land wid-
men wollen. „Es gibt neben
dem Kriegsdiskurs auch den
Friedensdiskurs“, folgert
der Theologe daraus. Und er
hofft: „Es ist diese kleine,
aber beachtliche Gegenwirk-
lichkeit junger gebildeter
Menschen, die einmal die
Zukunft der Region gestal-
ten werden.“

Zügige Verhandlungen
notwendig

„Wir fangen an, dort wo man
anfangen muss“, sagt Udo
Steinbach mit Blick auf das
Flensburger Vorhaben.
Denn nicht nur das politi-
sche Nebeneinander der
Parteien sei zu organisieren,
„sondern auch psychisch
und psychologisch in den
Herzen der Beteiligten zu
verankern.“ Der Experte
verortet den Spielball aktu-
ell „im Hof der israelischen
Regierung“, die zuständig
sei für die Sicherheit aller
Bürger im Land.

Seit dem 21. Mai um 2 Uhr
morgens gilt ein Waffenstill-
stand. Doch Steinbach weiß
aus Erfahrung, dass oft „die
Waffen schwiegen, und hin-
terher schwiegen alle“. Der
Konflikt habe eine schlim-
mere Qualität als je zuvor,
weil er tief nach Israel hi-
neingetragen worden sei mit
der Perspektive eines Bür-
gerkrieges. Hinzukämen mi-
litante Siedler und radikali-
sierte Teile der Gesellschaft
und Regierung, beobachtet
der Kenner der Region und
mahnt, dass zügige Verhand-
lungen umso wichtiger sei-
en.

Die radikalen Siedler
dürften in der Minderheit
sein, aber wenn die Regie-

rung dieser Minderheit er-
laube, das Heft des Handels
zu behalten, dann müsse
man die israelische Regie-
rung zur Verantwortung zie-
hen, sagt Steinbach. Sowohl
in erster Linie die USA als
auch die EU sollten ent-
schlossen ihren Willen zu
einer politischen Lösung
durchsetzen. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hält er zu-
gute, dass sie explizit die
Verhandlung mit allen Sei-
ten bejahte, also auch mit

der Hamas.
Zeina Barakat in Ost-Jeru-

salem fragt, warum Siedler
den Konflikt erneut entzün-
deten, indem sie betende
Christen und Moslems an
den heiligsten Stätten und
heiligen Festen, zu Ostern
und im Ramadan, attackier-
ten. Dass sich die israelische
Regierung zunehmend in die
Religion einmische und Pa-
lästina damit unter neuen
Druck gerate, beunruhigt
auch Udo Steinbach. Auch
bei diesem Thema setzt das
Flensburger Graduierten-
Programm an, das beitragen
soll zur Deradikalisierung,
sagt Ralf Wüstenberg, und
bis in Fragen von Erziehung
hineinreiche.

„Ohne Wahrheit keine
Versöhnung“, ist die zentra-
le These des ersten Jahres,
gefolgt von den Begriffen
Versöhnung und Gerechtig-
keit, die auch anhand ande-
rer Länderbeispiele (Koso-
vo) vermittelt werden. Reli-
gion spiele im dritten Jahr
des Kollegs die Hauptrolle,

Israelische Bürger unterstützen Soldaten der Israelischen Verteidigungsstreitkräfte (IDF), die an der israelischen Gaza-Grenze bei Sde-
rot stationiert sind. Foto: Ilia Yefimovich

erläutert der Flensburger
Professor. Im Herbst seien
zwei Auftaktveranstaltun-
gen vorgesehen, eine wis-
senschaftliche mit dem In-
terdisciplinary Center for
European Studies (ICES)
der EUF, und eine am 9. No-
vember in Berlin, bei der
Wolfgang Huber die Festre-
de halten werde.

Auch der Antisemitismus-
Beauftragte der Bundesre-
gierung unterstütze das Pro-
jekt, sagt der Theologe.

„Populistische und fremden-
feindliche Bewegungen
polarisieren die deutsche
Gesellschaft“, beobachtet er.
Der Hass unter überwiegend
jüngeren Mitbürgern und
Mitbürgerinnen mit familiä-
ren Wurzeln im Nahen Os-
ten sieht er als eine Trieb-
kraft der Gewalt gegen Ju-
den auf deutschen Straßen.
Das Wort „Antisemitismus“
sei da nur bedingt zutref-
fend, denn die Wurzel des
Wortes bezeichnet Men-
schen in einem Sprachraum,
dem Hebräer wie Araber an-
gehören.

Dass seine Kollegin Zeina
Barakat bei alldem den Fun-
ken Hoffnung nicht verliert,
genauso wenig wie die künf-
tigen Teilnehmer des Pro-
motionskollegs, findet er be-
merkenswert. Barakat sagt
zwar, dass das Trauma über
Generationen bleiben wer-
de, aber sie ist sicher: „Unser
Konflikt wird eines Tages ge-
löst sein.“ Wenn sie aufge-
ben würde, wäre damit
nichts erreicht.

FLENSBURG Der Hauptaus-
schuss hat beschlossen, die
Fahrten mit Aktiv-Bus über
zwölf Monate ab August je-
den letzten Freitag des Mo-
nats kostenlos nutzbar zu
machen. SPD, SSW, Bündnis
90/Die Grünen und WiF wol-
len damit den „Wiederein-
stieg“ in eine stärkere Nut-
zung der Businfrastruktur
fördern. „Dazu sollen Er-
kenntnisse über die kosten-
freien Busfahrten gewonnen
werden, um das Nutzungs-
verhalten in Flensburg ge-
nau zu analysieren und Er-
kenntnisse für die Zukunft
zu gewinnen“, heißt es in der
Beschlussvorlage der Frak-
tionen.

Die Flensburger CDU-
Ratsfraktion kritisiert die-
sen mehrheitlich gefassten
Beschluss und warnt, dass
„das Defizit der Stadt Flens-
burg um weiter 160 000
Euro“ erhöht werde. „3,2
Millionen Euro, die dem
Stadthaushalt nach einem
guten Wirtschaftsjahr der
Stadtwerke Flensburg zu-
fließen, müssen aus unserer
Sicht mehrheitlich in den
Abbau des aufgelaufenen
Defizits fließen, um als Stadt
Flensburg endlich wieder
selbst über unsere Projekte
entscheiden zu dürfen“, er-
klärte der CDU-Fraktions-
vorsitzende Arne Rüste-
meier. „Nicht nur erhöht das
den Preis für die unter-
schiedlichen Monatstickets
mittelbar um 3,3 Prozent,
auch ist überhaupt nicht
klar, welche Effekte eigent-
lich messbar bewirkt werden
sollen.“

Experiment zu teuer

„Die Ausschussmehrheit
scheint zu glauben, man
könne angebliche Vorbehal-
te gegen das Busfahren
durch Freifahrtscheine aus
der Welt schaffen. Ich halte
das für ein Gerücht und nen-
ne das eine ziellose Umver-
teilung auf Kosten nachfol-
gender Generationen“, so
Rüstemeier weiter. Die Be-
fürworter sehen in dem zeit-
lich begrenzten Projekt die
Möglichkeit, neue Zielgrup-
pen für eine dauerhafte
ÖPNV-Nutzung zu gewin-
nen. Auch werde die Innen-
stadt gestärkt.

Der CDU ist das Experi-
ment zu teuer: Flensburg gilt
als Konsolidierungskommu-
ne, weil die Ausgaben dauer-
haft die Einnahmen über-
steigen. Ziel der Kommunal-
politik müsse es nach Mei-
nung der Christdemokraten
sein, einen ausgeglichenen
Haushalt vorzulegen, um
selbstbestimmt arbeiten zu
können. „Durch massive
Unterstützung der Landes-
regierung war das Defizit im
vergangenen Jahr um 20 Mil-
lionen Euro verringert wor-
den, in jedem Monat der Jah-
re 2021 und 2022 steigt das
Defizit aber geplant wieder
um je eine Million Euro“, so
die CDU. ft
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„Ohne Wahrheit keine Versöhnung“CDU kritisiert
Pläne für

kostenloses
Busfahren

„Unser Konflikt wird
eines Tages gelöst sein.“

Dr. Zeina Barakat
Europa-Universität Flensburg


